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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. André Hahn, Jan Korte,  
Wolfgang Gehrcke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 18/6321 – 

Personal von Nachrichtendiensten in diplomatischen Vertretungen 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

„Gegen Deutschland gerichtete nachrichtendienstliche Arbeit findet oftmals aus 
sogenannten Legalresidenturen heraus statt, die in den offiziellen oder halboffi-
ziellen Vertretungen ausländischer Staaten in Deutschland untergebracht sind. 
Die Nachrichtendienstangehörigen arbeiten abgetarnt in Botschaften oder Ge-
neralkonsulaten, in Presseagenturen oder bei Fluggesellschaften. Sie verfügen 
dort meist über einen Diplomatenstatus, der sie vor Strafverfolgung schützt und 
im Fall ihrer Enttarnung nur noch die Möglichkeit der Ausweisung aus Deutsch-
land zulässt“ (Verfassungsschutzbericht 2014, S. 227). 

Als Hauptakteure von gegen Deutschland gerichteten Spionageaktivitäten wer-
den im Verfassungsschutzbericht 2014 namentlich die Russische Föderation, 
die Volksrepublik China und die Islamische Republik Iran genannt. 

In einer Rundnote Nr. 17/2014 vom 6. August 2014 bat das Auswärtige Amt 
„alle diplomatischen Vertretungen in der Bundesrepublik Deutschland um Be-
nennung des in der Bundesrepublik Deutschland eingesetzten Personals von 
Nachrichtendiensten (Name, […]), die den Schutz völkerrechtlicher Verträge 
als Angehörige offizieller Stellen genießen“. Die Antwort sollte bis zum  
31. August 2014 an das Auswärtige Amt gesendet und jährlich jeweils zum 
31. August aktualisiert werden. 

Im Umkehrschluss gehen die Fragesteller davon aus, dass auch an deutschen 
Botschaften und sonstigen Einrichtungen Personal deutscher Nachrichten-
dienste mit Diplomatenstatus tätig ist. 

V o r b e me r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g  

Gegenstand der Fragen sind solche Informationen, die in besonders hohem Maße 
das Staatswohl berühren. 

Die Fragen 1 (teilweise), 3 bis 7 und 9 bis 10 können selbst in eingestufter Form 
nicht beantwortet werden. Das verfassungsrechtlich verbürgte Frage- und Infor-
mationsrecht des Deutschen Bundestages gegenüber der Bundesregierung wird 
durch gleichfalls Verfassungsrang genießende schutzwürdige Interessen wie das 
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Staatswohl begrenzt. Hierbei muss insoweit jedes Risiko eines Bekanntwerdens 
ausgeschlossen werden, weshalb auch eine eingestufte Übermittlung der erfrag-
ten Information ausscheiden muss. 

Eine Offenlegung der angefragten detaillierten Informationen über die Erkennt-
nisse der Spionageabwehr des Bundesamtes für Verfassungsschutz, die Zusam-
menarbeit der Nachrichtendienste des Bundes mit ausländischen Nachrichten-
diensten und die Organisationsstruktur des Bundesnachrichtendienstes im Aus-
land birgt die Gefahr, dass Einzelheiten bekannt würden, die unter dem Aspekt 
des Schutzes der nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit mit ausländischen 
Partnern und der Organisationsstruktur des Bundesnachrichtendienstes im Aus-
land besonders schutzbedürftig sind. Ein Bekanntwerden von Informationen zu 
den ausländischen Partnerdiensten und den konkreten Strukturen des Bundes-
nachrichtendienstes im Ausland und damit einhergehend die mögliche Kenntnis-
nahme durch Unbefugte würde erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit und Aufgabenerfüllung haben. Neben Rückschlüs-
sen auf die Arbeitsmethodik der Nachrichtendienste des Bundes lassen sich das 
globale Kooperationsnetzwerk des Bundesnachrichtendienstes und hierdurch 
auch viele regionale und zum Teil auch thematische Schwerpunktsetzungen klar 
erkennen. Darüber hinaus würde die regionale Struktur in vielen Fällen Rück-
schlüsse zulassen, gegen welche Länder ein besonderes Aufklärungsinteresse ge-
richtet sein könnte und mit welchem Partner eine Kooperation zur Aufklärung 
eines Drittstaates bestehen könnte. 

Der hieraus entstehende Vertrauensverlust würde die Aufgabenerfüllung der 
Nachrichtendienste des Bundes bedrohen, er würde mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit zur Einstellung einer Vielzahl von Kooperationen und zu au-
ßenpolitischen Konsequenzen führen. Als Folge bestünde daher die Gefahr, dass 
aufgrund dieses Vertrauensverlustes Informationen von ausländischen Partnern 
entfallen oder wesentlich zurückgehen könnten, so dass signifikante Informati-
onslücken mit negativen Folgewirkungen für die Genauigkeit der Abbildung der 
Sicherheitslage für die Bundesrepublik Deutschland sowie im Hinblick auf den 
Schutz deutscher Interessen im Ausland entstünden. Des Weiteren würde durch 
die komplette Offenlegung der personellen Organisationsstrukturen im Ausland 
die Gefahr bestehen, dass diese gezielter durch andere Nachrichtendienste in ihrer 
Arbeit behindert werden könnten. 

Somit könnte letztlich der gesetzliche Auftrag des Bundesnachrichtendienstes – 
die Sammlung und Auswertung von Informationen über das Ausland, die von 
außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland 
sind (§ 1 Absatz 2 BNDG) – nicht mehr sachgerecht erfüllt werden. Die Gewin-
nung von auslandsbezogenen Informationen ist für die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland und für die Aufgabenerfüllung des Bundesnachrichtendiens-
tes jedoch unerlässlich. 

Die Bundesregierung ist zudem nach sorgfältiger Abwägung zu der Überzeugung 
gelangt, dass die Beantwortung der Frage 2 nicht offen erfolgen kann. Grundsätz-
lich ist  der parlamentarische Informationsanspruch auf die Beantwortung gestell-
ter Fragen in der Öffentlichkeit angelegt. Soweit parlamentarische Anfragen Um-
stände betreffen, die aus Gründen des Staatswohls geheimhaltungsbedürftig sind, 
ist zu prüfen, ob und auf welche Weise die Geheimhaltungsbedürftigkeit mit dem 
parlamentarischen Informationsanspruch in Einklang gebracht werden kann 
(BVerfGE 124, 161 [189]). Die Einstufung der Antworten zu Frage 2 als Ver-
schlusssache (VS) mit einem Geheimhaltungsgrad bis GEHEIM ist im Hinblick 
auf das Staatswohl erforderlich, da die betreffenden Informationen aus nachrich-
tendienstlichen Quellen stammen. Eine zur Veröffentlichung bestimmte Antwort 
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der Bundesregierung zu Frage 2 würde jedoch Informationen über Arbeitsweisen 
und den Kenntnisstand der Nachrichtendienste des Bundes offen legen. Arbeits-
methoden und Vorgehensweisen der Nachrichtendienste des Bundes sind im Hin-
blick auf die künftige Aufgabenerfüllung besonders schutzbedürftig. Ebenso 
schutzbedürftig sind Einzelheiten zur jeweiligen nachrichtendienstlichen Er-
kenntnislage. Ihre Veröffentlichung ließe Rückschlüsse auf die Aufklärungs-
schwerpunkte der jeweiligen Dienste zu. 

Daneben würde das Vertrauen der internationalen Kooperationspartner in die In-
tegrität der deutschen Nachrichtendienste nachhaltig erschüttert und die weitere 
internationale Zusammenarbeit wesentlich erschwert. Nach § 3 der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums des Innern zum materiellen und 
organisatorischen Schutz von Verschlusssachen (VS-Anweisung – VSA) sind In-
formationen, deren Kenntnisnahme durch Unbefugte die Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden können oder die für die 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder schädlich  
oder nachteilig sein können, entsprechend einzustufen. Der Beitrag zu Frage 2 ist 
daher als Verschlusssache gemäß der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des 
Bundesministeriums des Innern zum materiellen und organisatorischen Schutz 
von Verschlusssachen (VS-Anweisung – VSA) mit dem Grad „VS-Vertraulich“ 
eingestuft. Es wird insoweit auf die in der Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages hinterlegte Antwort verwiesen.* 

1. Kann die Bundesregierung die Informationen des Nachrichtenmagazins 
„SPIEGEL ONLINE“ bestätigen, dass „für die USA in Deutschland  
allein rund 200 Nachrichtendienstler mit Diplomatenpass“ arbeiten 
(www.spiegel.de vom 8. August 2014)? 

Wenn nein, welche diesbezüglichen Kenntnisse hat die Bundesregierung? 

Aus Sicht der Bundesregierung können die Angaben aus dem zitierten SPIEGEL-
Artikel nicht bestätigt werden. Im Übrigen wird auf die im Jahr 2013 bei der Ge-
heimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegten Antworten zu den 
Schriftlichen Fragen 7 und 8 des Abgeordneten Dr. Hans-Peter Bartels auf Bun-
destagsdrucksache 17/14483 vom 2. August 2013 verwiesen. Die damaligen An-
gaben entsprechen dem aktuellen Erkenntnisstand der Bundesregierung. 

2. Wie viele Staaten haben die Rundnote Nr. 17/2014 vom 6. August 2014 vom 
Auswärtigen Amt erhalten, wie viele haben darauf überhaupt reagiert, wie 
viele haben mit einer Fehlmeldung geantwortet, und wie viele davon mit der 
Benennung mindestens einer Person? 

Die Verbalnote vom 6. August 2014 wurde an alle diplomatischen Vertretungen 
in der Bundesrepublik Deutschland versandt. Eine Übersicht aller diplomatischen 
Vertretungen ist auf der Internetseite des Auswärtigen Amts eingestellt und unter 
folgendem Link erreichbar: www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/ 
VertretungenFremderStaatenA-Z-Laenderauswahlseite_node.html. Eine weitere 
offene Beantwortung dieser Frage ist nicht möglich. Darüber hinausgehende An-
gaben sind als Verschlusssache gemäß der Verschlusssachenanweisung (VSA) 
mit dem Geheimhaltungsgrad „VS-Vertraulich“ eingestuft; die entsprechende 

                                                      
* Das Auswärtige Amt hat die Antwort als „VS – Vertraulich“ eingestuft. 

Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzord-
nung eingesehen werden. 
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Antwort wird in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt.* 
Auf die Vorbemerkung der Bundesregierung wird verwiesen. 

3. Aus welchen Staaten waren in diplomatischen Vertretungen und sonstigen 
Einrichtungen per 31. August 2015 (bzw. im Jahr 2014) laut Antwort an das 
Auswärtige Amt auf die Rundnote 17/2014 Personen von Nachrichtendiens-
ten in der Bundesrepublik Deutschland tätig (bitte mit der jeweilig gemelde-
ten Personenzahl nennen)? 

Über die in Frage 2 gegebenen Informationen hinaus können aus Gründen des 
Staatswohls weitere Angaben zu den Antworten auf die Verbalnote nicht gemacht 
werden. 

Die diplomatische Kommunikation über nachrichtendienstliche Belange ist von 
höchster Sicherheitsrelevanz. Sie erfordert zwingend einen äußerst sensiblen Um-
gang mit den jeweiligen Staaten, um dabei die Sicherheitsinteressen der Bundes-
republik Deutschland angemessen zu wahren. 

Die Offenlegung von Informationen, die Rückschlüsse auf den Einsatz nachrich-
tendienstlichen Personals an einzelnen Vertretungen in der Bundesrepublik 
Deutschland zuließen, würde zu einer schweren Belastung der bilateralen Bezie-
hungen zu diesen Staaten führen. Sie würde darüber hinaus generell die künftige 
Kommunikation der Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staaten bzgl. 
nachrichtendienstlicher Tätigkeiten erschweren. 

4. Wie viele dieser Personen wurden in den Jahren 2014 und 2015 des Landes 
verwiesen (bitte aufgeschlüsselt auf die einzelnen Staaten nennen)? 

Eine konkrete Angabe von Personenzahlen nebst Benennung der einzelnen Staa-
ten ist nicht möglich. Auf die Antwort zu Frage 3, letzter Absatz, wird verwiesen. 

5. Wie viele weitere (nicht dem Auswärtigen Amt gemeldete) für ausländische 
Nachrichtendienste tätige Personen sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
bzw. der Nachrichtendienste des Bundes an diplomatischen Vertretungen 
und sonstigen Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland tätig (bitte 
Zahl der Personen und die jeweiligen Staaten nennen)? 

Nachrichtendienste fremder Staaten sind in unterschiedlicher Personalstärke an 
den jeweiligen amtlichen oder halbamtlichen Vertretungen in Deutschland prä-
sent und unterhalten hier sogenannte Legalresidenturen. 

Die Frage, welche Personen getarnt unter diplomatischer Abdeckung an den of-
fiziellen Vertretungen und sonstigen Einrichtungen der Gast- bzw. Entsendelän-
der in Deutschland einer nachrichtendienstlichen Tätigkeit nachgehen, stellt den 
Schwerpunkt der Spionageabwehr dar. 

Eine Angabe, wie viele Personen für einen ausländischen Nachrichtendienst tätig 
sind und durch die Spionageabwehr erkannt wurden, kann aus Gründen der ope-
rativen Sicherheit nicht erfolgen. Die Offenlegung der angefragten detaillierten 
Informationen zur Erkenntnislage der Spionageabwehr des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz selbst in eingestufter Form birgt durch ein etwaiges Bekanntwer-
den derselben konkrete Gefahren für den Kernbereich der eigenen nachrichten-
dienstlichen Abwehrtätigkeit einschließlich nachrichtendienstlicher Quellen. 

                                                      
* Das Auswärtige Amt hat die Antwort als „VS – Vertraulich“ eingestuft. 

Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzord-
nung eingesehen werden. 
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Eine VS-Einstufung und Hinterlegung der angefragten Informationen zu Frage 5 
in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages würde ihrer erheblichen 
Brisanz im Hinblick auf die Bedeutung für die Aufgabenerfüllung des Bundes-
nachrichtendienstes sowie die möglichen außenpolitischen Konsequenzen nicht 
ausreichend gewährleisten. Die Antwort zu der o. g. Frage würde die Zusammen-
arbeit des Bundesnachrichtendienstes mit seinen ausländischen Partnerdiensten 
so detailliert beschreiben, dass eine Bekanntgabe auch gegenüber einem begrenz-
ten Kreis von Empfängern ihrem Schutzbedürfnis nicht Rechnung tragen kann. 
Bei einem Bekanntwerden der schutzbedürftigen Information wäre kein Ersatz 
durch andere Instrumente der Informationsgewinnung möglich. Die erbetenen In-
formationen berühren demzufolge derart schutzbedürftige Geheimhaltungsinte-
ressen, so dass das Staatswohl gegenüber dem parlamentarischen Informations-
recht wesentlich überwiegt. Insofern muss ausnahmsweise das Fragerecht der Ab-
geordneten gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse der Bundesregierung zu-
rückstehen. 

6. Wie viele dieser Personen wurden in den Jahren 2014 und 2015 des Gastlan-
des verwiesen (bitte aufgeschlüsselt auf die einzelnen Staaten nennen)? 

Eine konkrete Angabe von Personenzahlen nebst Benennung der einzelnen Staa-
ten ist nicht möglich. Auf die Antwort zu Frage 3, letzter Absatz, wird verwiesen. 

7. In welchen Staaten sind Personen von Nachrichtendiensten der Bundesre-
publik Deutschland in diplomatischen Vertretungen und sonstigen Einrich-
tungen mit Diplomatenstatus mit Kenntnis des jeweiligen Gastlandes tätig 
(bitte die Staaten mit der jeweilig gemeldeten bzw. bekannten Personenzahl 
nennen)? 

Eine Beantwortung dieser Frage ist nicht möglich. In der Beantwortung der Frage 
sind Auskünfte enthalten, die unter dem Aspekt des Schutzes der nachrichten-
dienstlichen Zusammenarbeit mit ausländischen Diensten besonders schutzbe-
dürftig sind. Auch eine Beantwortung in eingestufter Form würde den erheblichen 
schutzbedürftigen Geheimhaltungsinteressen nicht genügen. Auf die Vorbemer-
kung der Bundesregierung wird insoweit verwiesen. 

8. Wie viele dieser Personen wurden in den Jahren 2014 und 2015 des Landes 
verwiesen (bitte aufgeschlüsselt auf die einzelnen Staaten nennen)? 

Es hat in den Jahren 2014 und 2015 keine Ausweisungen gegeben. 

9. Wie viele weitere (nicht als Residenten im Gastland benannte) Personen von 
Nachrichtendiensten der Bundesrepublik Deutschland sind in diplomati-
schen Vertretungen oder sonstigen Einrichtungen mit Diplomatenstatus im 
Ausland tätig (bitte die Gesamtzahl der Personen und der Länder einzeln 
nennen)? 

Auf die Vorbemerkung der Bundesregierung und die Ausführungen in der Ant-
wort zu Frage 7 wird verwiesen. 

10. Wie viele dieser Personen wurden aufgrund ihrer Tätigkeit für deutsche 
Nachrichtendienste in den Jahren 2014 und 2015 des Landes verwiesen (bitte 
aufgeschlüsselt auf die einzelnen Staaten nennen)? 

Auf die Vorbemerkung der Bundesregierung und die Ausführungen in der Ant-
wort zu Frage 7 wird verwiesen. 
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